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Drucksache 3236 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Gesetzliche Beschränkung der Sonntagsarbeit 


Nach Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland (Artikel 139 der deutschen Verfassung vom 11. Au- 
gust 1919) bleiben der Sonntag und die staatlich anerkannten 
Feiertage gesetzlich geschützt. Dieser Grundsatz erscheint in letzter 
Zeit, insbesondere nach den in der Öffentlichkeit erörterten Mel- 
dungen über die Einführung der gleitenden Arbeitswoche, gefährdet. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Bundesratsbekanntmachung 
von 1895 betreffend Ausnahmen von dem Verbot der Sonntags- 
arbeit im Gewerbebetriebe zu andern und dabei auch solche 
Produktionsarbeiten an Sonntagen zuzulassen, die aus fertigungs- 
technischen Gründen nicht erforderlich sind? Beabsichtigt sie 
insbesondere, wirtschaftliche Erwägungen als ausreichende Gründe 
für die Einführung der siebentägigen Arbeitswoche anzuerkennen? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfange von 
Länderbehörden bereits Ausnahmegenehmigungen zur Einführung 
der kontinuierlichen Arbeitsweise erteilt worden sind? 

3. Bungt die Einführung der kontinuierlichen Arbeitsweise in der 
Stahlindustrie eine Ausweitung der Sonntagsarbeit? 

4. Trifft es zu, daß insbesondere in den Betrieben der Stahlindustrie 
an Sonntagen Instandhaltungsarbeiten in großem Umfange aus- 
geführt werden, die auch an Werktagen ausgeführt werden 
könnten; was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um insoweit 
die Beachtung der Vorschriften des § 105 c der Gewerbeordnung 
sicherzustellen ? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß außer der Stahlindustrie 
audi andere Industriezweige, so die Papierindustrie, Glasindustrie, 
Teile der chemischen Industrie u. a., den kontinuierlichen Betrieb 
einzuführen erwägen bzw. eingeführt haben? Wenn ja, welche 
Maßnahmen halt die Bundesregierung für notwendig, um eine 
derartige Ausweitung der Sonntagsarbeit zu verhindern? 

6. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um auch sonstige 
unnötige Sonntagsarbeit, z. B. im Druckercigewerbe, zu verhindern? 

7. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine einheitliche 
und strenge Durchführung der Sonntagsruhebestimmungen im 
Bundesgebiet sicherzustellen? 

Bonn, den 26. Februar 1957 


Dr. Krone und Fraktion 
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